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Verbandsgemeinde Weißenthurm 
 

Verbandsgemeindeverwaltung Weißenthurm, Kärlicher Straße 4, 56575 
Weißenthurm | Postanschrift: Postfach 1263, 56572 Weißenthurm  | 
Telefon: 02637 / 913-0 | Fax: 02637 / 913-100 | E-Mail: 
info@vgwthurm.de | www.vgwthurm.de | | Öffnungszeiten: Montag -
Freitag 7.15 - 12 Uhr, Donnerstag zusätzlich 14 - 18 Uhr 
 
 

Bekanntmachung 
25. Sitzung des Verbandsgemeinderates Weißenthurm 

 
Am Mittwoch, 20.12.2023, findet um 16:00 Uhr in dem großen Ratssaal der 
Verbandsgemeindeverwaltung, Kärlicher Straße 4, Weißenthurm eine 25. Sitzung des 
Verbandsgemeinderates Weißenthurm statt. 

 
Tagesordnung: 

Öffentlicher Teil 
1. Mitteilungen der Verwaltung 
2. Durchführung von Ergänzungswahlen 
3. Unterrichtung gemäß § 33 Abs. 1 Gemeindeordnung (GemO) über die Ergebnisse 

der unvermuteten überörtlichen Kassenprüfung der Verbandsgemeindekasse 
4. Besetzung der Gremien der Wohnungsbaugesellschaft am Mittelrhein GmbH; hier: 

Stellvertretende Mitglieder 
5. Beratung und Beschlussfassung über den Abschluss eines Full-Service-Vertrages 

über die Lieferung und Installation von Druckern und Multifunktionsgeräten 
6. Beratung und Beschlussfassung über die Änderung der Richtlinien zur 

Hausärztlichen Versorgung in der Verbandsgemeinde Weißenthurm 
7. Beratung und Beschlussfassung über eine Rahmenvereinbarung zur Lieferung von 

PSA TH-Jacken (persönliche Schutzausrüstung, Jacken für technische Hilfe) für die 
Feuerwehr der Verbandsgemeinde Weißenthurm 

8. Abschluss von Nutzungsverträgen für gemeindliche Sportstätten 
9. Beratung und Beschlussfassung über die Ausführung von Brandschutzmaßnahmen 

im Schulzentrum Mülheim-Kärlich 
10. Beratung und Beschlussfassung über eine Änderung des Flächennutzungsplanes 

im Bereich des Schul- und Sportzentrums Mülheim-Kärlich im Rahmen der 
Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes (35. Änderung) 

11. Planerleistungen "Bestandsaufnahme und Vergabevorbereitung Wartung, 
Inspektion und damit verbundene kleine Instandsetzungsarbeiten von technischen 
Anlagen und Einrichtungen in Immobilien"; hier Aufhebung des Beschlusses vom 
16.12.2020 

12. Installation einer BOS-Gebäudefunkanlage im Schul- und Sportzentrum Mülheim-
Kärlich 

13. Beratung und Beschlussfassung über eine Auftragsvergabe zur Erneuerung der 
Sprach-Alarmierungsanlage (SAA) nach Blitzeinschlag im Schul- und Sportzentrum 
Mülheim-Kärlich 

14. Beitritt der Verbandsgemeinde Weißenthurm zum Wasserstoffnetzwerk Bendorf 
15. Beratung und Beschlussfassung über die Auftragsvergabe Sanierung Teichanlage 

VG-Rathaus 
16. Beratung und Beschlussfassung über die Verwendung der KIPKI-Mittel 
17. Forstwirtschaftsplan 2024 der Verbandsgemeinde Weißenthurm 
18. BAT-Konzept (Biotopbaum, Altholz und Totholz-Konzept) 
19. Information zum Brennholzverkauf über Webshop 
20. Beratung und Beschlussfassung über die Auftragsvergabe der 

Vermögenseigenschadenversicherung 

mailto:info@vgwthurm.de
http://www.vgwthurm.de/
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21. Übertragung von Haushaltsermächtigungen aus 2023 zur Leistung freiwilliger 
Ausgaben während der haushaltslosen Zeit 2024 

22. Haushaltssatzung und Haushaltsplan der Verbandsgemeinde Weißenthurm für das 
Haushaltsjahr 2024 

23. Wirtschaftsplan 2024 der Verbandsgemeindewerke Weißenthurm - Wasser - 
einschl. des Investitionsprogramms für die Jahre 2023-2027 

24. Wirtschaftsplan 2024 der Verbandsgemeindewerke Weißenthurm - Abwasser - 
einschl. des Investitionsprogramms für die Jahre 2023-2027 

25. Einwohnerfragestunde 
26. Verschiedenes 

 
Nichtöffentlicher Teil 
1. Mitteilungen der Verwaltung 
2. Verschiedenes 

 
Weißenthurm, den 12.12.2023 
Verbandsgemeindeverwaltung  
              Weißenthurm 
 
       gez.  Thomas Przybylla 
             Bürgermeister 
 
 
 
 

Bekanntmachung für die Verbandsgemeinde Weißenthurm 
Straßenreinigungspflicht 

 
Aus gegebenem Anlass möchten wir erneut auf die Reinigungspflichten für öffentliche Straßen 
gemäß den entsprechenden Satzungen unserer Städte und Gemeinden in der 
Verbandsgemeinde Weißenthurm hinweisen. Obwohl schon mehrfach durch unsere amtlichen 
Bekanntmachungen auf die Reinigungspflichten hingewiesen worden ist, muss leider immer 
wieder festgestellt werden, dass diesen teilweise nicht oder nur unzureichend nachgekommen 
wird. 
Wir weisen daher alle Betroffenen nochmals eindringlich darauf hin, künftig die 
Straßenreinigung ordnungsgemäß durchzuführen. 
Wesentliche Bestimmungen der geltenden Satzungen nachfolgend in einer Kurzübersicht: 
Reinigungspflichtig sind die Eigentümer und Besitzer von bebauten und unbebauten 
Grundstücken, die durch die jeweiligen öffentlichen Straßen erschlossen werden oder an sie 
angrenzen. 
Neben den Fahrbahnen / Straßenrinnen sind insbesondere auch die Gehwege, Radwege und 
Parkplätze zu reinigen. Die Reinigungspflicht umfasst das Besprengen und Säubern der 
Straßen, im Winter zusätzlich die Schneeräumung und das Bestreuen der Straßen, Gehwege 
/ Fußgängerüberwege sowie der besonders gefährlichen Stellen bei Glätte. 
Die Reinigung hat grundsätzlich einmal wöchentlich zu erfolgen, soweit nicht in besonderen 
Fällen eine häufigere Reinigung notwendig ist. 
Sollten z. B. durch die An- und Abfuhr von Baumaterialien, Bodenvorkommen oder auf andere 
ungewöhnliche Weise (z.B. bei landwirtschaftlichem Verkehr) besondere Verschmutzungen 
auftreten, so sind diese vom Verursacher unverzüglich zu beseitigen. Ist Letzterer nicht 
ermittelbar, so obliegt auch diese Reinigungspflicht dem anliegenden Grundstückseigentümer 
bzw. -besitzer. 
Im Interesse aller Verkehrsteilnehmer bitten wir die betroffenen Anlieger um Beachtung.  
Bei fortgesetzten Verstößen sehen wir uns allerdings rechtlich gezwungen, diese durch die 
Einleitung von Ordnungswidrigkeitenverfahren und die Festsetzung von Geldbußen zu 
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ahnden. Wir gehen jedoch von Ihrer Einsicht aus und hoffen daher, von diesen Maßnahmen 
absehen zu können. 

                                       Verbandsgemeindeverwaltung Weißenthurm 
                                      - als örtliche Ordnungsbehörde - 

                                       
 
 
 

Schneeräum- und Streupflichten beachten  
 
Gerade in der Winterzeit haben Eigentümer und Besitzer von Grundstücken an öffentlichen 
Straßen zusätzliche Pflichten zu erfüllen. Dabei umfasst die Straßenreinigung insbesondere 
auch die Schneeräumung auf Straßen bis zur Straßenmitte und das Bestreuen der 
Gehwege, Fußgängerüberwege sowie ggf. der besonders gefährlichen Stellen bei 
Glätte. Dies gilt auch an unbebauten Grundstücken. 
Wird durch Schneefälle die Benutzung von Fahrbahnen und Gehwegen erschwert, so ist der 
Schnee unverzüglich wegzuräumen. Gefrorener oder festgefahrener Schnee ist ggf. durch 
Loshacken zu beseitigen. Der weggeräumte Schnee ist so zu lagern, dass der Verkehr auf 
den Fahrbahnen und Gehwegen nicht eingeschränkt und der Abfluss von 
Oberflächenwasser nicht beeinträchtigt wird. Unter Umständen ist der Schnee auch auf 
den Privatgrundstücken zu lagern! 
Bei Schneefällen während der Nachtzeit sind der Schnee und Schneematsch bis zum Beginn 
der allgemeinen Verkehrszeiten von 7:00 Uhr bis 20:00 Uhr zu räumen. Bei Tauwetter sind 
die Abflussrinnen von Schnee und Schneematsch freizuhalten. 
Die vom Schnee geräumten Flächen vor den Grundstücken müssen so aufeinander 
abgestimmt sein, dass eine durchgehend benutzbare Gehfläche gewährleistet ist. Der zeitlich 
später Räumende muss sich insoweit der schon bestehenden Gehwegfläche vor den 
Nachbargrundstücken anpassen. 
Die Streupflicht erstreckt sich auf Gehwege, auf Fußgängerüberwege und, soweit 
vorhanden, auf besonders gefährliche Stellen. Ist kein Gehweg vorhanden, gilt als 
Gehweg ein Streifen von 1,50 m Breite entlang der Grundstücksgrenze.  
Die Benutzbarkeit der Gehwege und Fußgängerüberwege ist durch Bestreuen mit 
abstumpfenden Stoffen (Asche, Sand, Sägemehl; auf Salz ist aus ökologischen Gründen 
weitestgehend zu verzichten) herzustellen. Die bestreuten Flächen vor den Grundstücken 
müssen ebenso in ihrer Längsrichtung und die Überwege so aufeinander abgestimmt sein, 
dass eine durchgehend benutzbare Gehfläche gewährleistet ist. Der zeitlich später Streuende 
hat sich wie bei der Schneeräumung an schon bestehende Gehwegrichtungen anzupassen. 
Die Straßen sind erforderlichenfalls mehrmals am Tage so zu streuen, dass während den 
allgemeinen Verkehrszeiten von 7:00 Uhr bis 20:00 Uhr auf den Gehwegen, 
Fußgängerüberwegen und, soweit vorhanden, den besonders gefährlichen Stellen bei Glätte 
keine Rutschgefahren bestehen.  
Ferner weisen wir ausdrücklich darauf hin, dass das Kehrmaterial nicht in die 
Straßenablaufschächte und Abflusskanäle eingebracht werden darf. 
 
Bei Nichtbeachtung der Räum- und Streupflichten und bei einem dadurch entstehenden 
Schadensfall ist für den Geschädigten die Möglichkeit gegeben, denjenigen, der für den 
"Winterdienst" vor dem entsprechenden Grundstück verantwortlich ist, zum 
Schadensersatz heranzuziehen. 
 
Wir bitten daher alle Bürgerinnen und Bürger um Verständnis und um Beachtung dieses im 
eigenen Interesse notwendigen Hinweises.  
 
                                                                                    Verbandsgemeindeverwaltung 
                                                                                                  Weißenthurm  
                                                                                    -als örtliche Ordnungsbehörde-  
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Bekanntmachung 

Traubenernte- und Weinerzeugungsmeldung und 

Meldung der Abgabe, Verwendung und Verwertung 2023 

Letzter Abgabetermin: 15. Januar 2024 

 

- aus eigenen Erzeugnissen - 

Meldepflichtig sind alle Winzer und Traubenerzeuger, sofern sie nicht die gesamte Ernte an 

eine Winzergenossenschaft oder anerkannte Erzeugergemeinschaft abliefern.  

Winzergenossenschaften oder anerkannte Erzeugergemeinschaften müssen eine 

Traubenerntemeldung für die Erzeugnisse abgeben, die sie als Trauben oder Maische von 

vollabliefernden Mitgliedern übernehmen. 

 

Ausnahme:  

Falls alle Teilablieferer einer Erzeugergemeinschaft diese zur Abgabe einer 

Traubenerntemeldung für den abgelieferten Teil ermächtigt haben, wird der einzelne 

Teilablieferer von der Meldung der an die Genossenschaft oder Erzeugergemeinschaft 

abgelieferten Erzeugnisse befreit. 

 

- aus fremden Erzeugnissen - 

Meldepflichtig sind natürliche oder juristische Personen oder deren Vereinigungen, 

einschließlich Genossenschaftskellereien, die aus der Ernte des laufenden Wirtschaftsjahres 

von einem Weinbaubetrieb oder einem anderen Betrieb Weintrauben, Traubenmost, teilweise 

gegorenen Traubenmost oder Jungwein übernehmen. Diese melden der zuständigen Stelle 

die Menge des hieraus erzeugten Traubenmostes, teilweise gegorenen Traubenmostes, 

Jungweines oder Weines, sowie die Mengen der unverändert abgegebenen Erzeugnisse.  

 

In diesen Fällen ist auch das Lieferantenverzeichnis auszufüllen und abzugeben. 

 

Die Meldevordrucke sind bei der zuständigen Gemeinde-, Verbandsgemeinde- bzw. Stadt-

verwaltung sowie bei den weinbaulichen Dienststellen der Landwirtschaftskammer Rheinland-

Pfalz und als Download (www.lwk-rlp.de unter Weinbau/ Traubenernte- und 

Weinerzeugungsmeldung) erhältlich. Wir empfehlen eine Online-Abgabe im 

Weininformationsportal (wip.lwk-rlp.de). Die Meldungen müssen bis zum 15. Januar 2024 

eingegangen sein. Reichen Sie bitte das Exemplar für den Meldepflichtigen zusammen mit 

den Durchschriften ein. Es verbleibt nach Bestätigung des Eingangs bei Ihnen und dient als 

Nachweis für die rechtzeitige Abgabe.  

 

Falls die Meldungen nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erstattet werden, 

stellt dies eine Ordnungswidrigkeit im Sinne des Weingesetzes dar. Betriebe, die ihre Meldung 

nicht termingerecht abgeliefert haben, sind von Teilen der Stützungsmaßnahmen 

(Investitionsförderung) entsprechend der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 und deren 

Durchführungsbestimmungen ausgeschlossen bzw. müssen mit Kürzungen bei den 

Zuschüssen rechnen 

Wir bitten Sie deshalb, die Meldeformulare sehr sorgfältig auszufüllen und den Meldetermin 

zu beachten. Für Rückfragen stehen Ihnen die Mitarbeiter der Landwirtschaftskammer 

Rheinland-Pfalz in den zuständigen Dienststellen gerne zur Verfügung.  

 

Landwirtschaftskammer Rheinland-Pfalz 

http://www.lwk-rlp.de/
https://wip.lwk-rlp.de/
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Abholung der Reisepässe: 
 
Reisepässe, die bis zum 22.11.2023 beantragt wurden, können während der Öffnungszeiten 
mit und ohne Terminvereinbarung online  

- montags 
- dienstags 
- mittwochs 
- donnerstags 
- freitags 
 

7:15 – 16:30 Uhr 
7:15 – 16:30 Uhr 
7:15 – 12:00 Uhr 
7:15 – 18:00 Uhr 
7:15 – 12:00 Uhr 

bei der Verbandsgemeindeverwaltung Weißenthurm im Bürgerbüro abgeholt werden. 
Bitte legen Sie ein noch in Ihrem Besitz befindliches Ausweispapier vor. 
Ausnahmsweise kann der Reisepass auch gegen Vorlage einer schriftlichen Vollmacht an eine 
andere Person ausgehändigt werden.  Der/die Bevollmächtigte muss sich dabei ausweisen 
können. 
Für weitere Auskünfte stehen wir Ihnen auch gerne telefonisch zur Verfügung. Sie erreichen 
uns unter den folgenden Durchwahlmöglichkeiten: 02637 / 913-108, 913-109, 913-148, 913-
149. 
 
Verbandsgemeindeverwaltung Weißenthurm 

           -Bürgerbüro-  
 
 
 

Alters- und Ehejubilare  
 
Frau Margarete Breitbarth, 56218 Mülheim-Kärlich, feiert am 19.12.2023 ihren 85. 
Geburtstag. 
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Ortsgemeinde Bassenheim 
 

Ortsbürgermeisterin Natalja Kronenberg | Walpotplatz 9, 56220 
Bassenheim | Telefon: 02625 / 4456, Fax: 02625 / 6493, Mail: 
gemeinde@bassenheim.de | www.bassenheim.de | Öffnungszeiten: 
täglich 8 – 12 Uhr | Sprechstunde Ortsbürgermeisterin: Dienstag 17.30 
- 19 Uhr sowie nach Terminvereinbarung 
 
 
 

 
 

Aus der Arbeit des Haupt- und Finanzausschusses der Ortsgemeinde 
Bassenheim 

 
Am Donnerstag, 23.11.2023, fand eine Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses der 
Ortsgemeinde Bassenheim statt, über deren Verlauf folgendes zu berichten ist: 
 
Haushaltssatzung und Haushaltsplan der Ortsgemeinde Bassenheim für das 
Haushaltsjahr 2024 
Der Haupt- und Finanzausschuss hat dem Ortsgemeinderat einstimmig empfohlen, die 
Haushaltssatzung sowie den Haushaltsplan für das Jahr 2024 anzunehmen. 
 
Anpassung Hundesteuersatzung 
Der Haupt- und Finanzausschuss hat dem Ortsgemeinderat einstimmig empfohlen, die 
Hundesteuersatzung zu beschließen. 
 
Im nichtöffentlichen Teil der Sitzung hat der Haupt- und Finanzausschuss dem 
Ortsgemeinderat einstimmig eine Beschlussempfehlung zu einer Finanzangelegenheit 
ausgesprochen. 
 
  

mailto:gemeinde@bassenheim.de
http://www.bassenheim.de/
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Ortsgemeinde Kaltenengers 
 

Ortsbürgermeister Jürgen Karbach | Raiffeisenstraße 5, 56220 
Kaltenengers | Telefon: 02630 / 6354 | Fax: 02630 / 968206 | E- Mail: 
info@kaltenengers.de | www.kaltenengers.de | Öffnungszeiten Montag 
und Donnerstag 17.30 - 19 Uhr  
 
 
 
 

 
Keine Bekanntmachungen 

  

mailto:info@kaltenengers.de
http://www.kaltenengers.de/
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Ortsgemeinde Kettig 
 
Ortsbürgermeister Peter Moskopp | Hauptstraße 2, 56220 Kettig | 
Telefon: 02637 / 2176 | Fax: 02637 / 8779 | E-Mail: 
kettig1@vgwthurm.de | www.kettig.org | Öffnungszeiten: Montag 10 - 
12 Uhr, 14 - 19 Uhr; Donnerstag 8 - 12 Uhr, 14 - 19 Uhr, Freitag 8 - 12 
Uhr | Sprechstunde Ortsbürgermeister: Montag 17 - 19 Uhr; 
Donnerstag 16 - 19 Uhr  
 
 

Bekanntmachung 
Sitzung des Ortsgemeinderates von Kettig 

 
Am Montag, 18.12.2023, findet um 18:00 Uhr im Saal des Bürgerhauses, Hauptstraße 2, 
Kettig, eine Sitzung des Ortsgemeinderates von Kettig statt. 

 
Tagesordnung: 

Öffentlicher Teil 
1. Mitteilungen der Verwaltung 
2. Ergänzungswahl für den Umlegungsausschuss 
3. Erfrischungsgeld für die ehrenamtliche Tätigkeit des Wahlvorstandes bei der 

Europa- und Kommunalwahl 
4. Auftragsvergabe zur Erstellung eines Starkregenschutzkonzeptes für die 

Ortsgemeinde Kettig 
5. Beratung und Beschlussfassung über die Erteilung des gemeindlichen 

Einvernehmens zu einem Bauantrag auf Legalisierung eines Bestandsgebäudes: 
Schuppen als Lagerraum und/oder Stellplatz für PKW, BA 158/21 

6. Beratung und Beschlussfassung über die Änderung der Benutzungsordnung der 
Grillhütte 

7. Vorstellung der Fortschreibung des Dorferneuerungskonzeptes 
8. Forstwirtschaftsplan 2024 der Ortsgemeinde Kettig 
9. BAT-Konzept (Biotopbaum, Altholz und Totholz-Konzept 
10. Information zum Brennholzverkauf über Webshop 
11. Anpassung Hundesteuersatzung 
12. Übertragung von Haushaltsermächtigungen aus 2023 zur Leistung freiwilliger 

Ausgaben während der haushaltslosen Zeit 2024 
13. Annahme von Spenden 
14. Beratung und Beschlussfassung über den Erlass einer neuen 

Ausbaubeitragssatzung zum Zwecke der Einführung des wiederkehrende 
Straßenausbaubeitrages 

15. Beratung und Beschlussfassung über den Erlass der 8. Satzung zur Änderung der 
Friedhofssatzung der Ortsgemeinde vom 17.12.2010 sowie der 8. Satzung zur 
Änderung der Satzung über die Erhebung von Friedhofsgebühren der Ortsgemeinde 
Kettig 

16. Einwohnerfragestunde 
17. Verschiedenes 

 
Nichtöffentlicher Teil 

- Vertragsangelegenheiten 
 
 

Kettig, den 12.12.2023 
 gez. Peter Moskopp 
- Ortsbürgermeister – 
 

mailto:kettig1@vgwthurm.de
http://www.kettig.org/
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Aus der Arbeit des Friedhofsausschusses der Ortsgemeinde Kettig 
 
Am Samstag, 11.11.2023, fand eine Sitzung des Friedhofsausschusses der Ortsgemeinde 
Kettig statt, über deren Verlauf folgendes zu berichten ist: 
 
Erlass der Änderung der Friedhofssatzung sowie der Satzung über die Erhebung von 
Friedhofsgebühren 
Der Friedhofsausschuss hat dem Ortsgemeinderat einstimmig empfohlen, die 
Satzungsänderungen zur Änderung der Friedhofs- und Friedhofsgebührensatzung zu 
beschließen. Beide Änderungssatzungen treten am 01.01.2024 in Kraft.  
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Stadt Mülheim-Kärlich 
 
Stadtbürgermeister Gerd Harner | Kapellenplatz 16, 56218 Mülheim-
Kärlich | Telefon: 02630 / 94550 |  Fax: 02630 / 945549 | E-Mail: 
info@muelheim-kaerlich.de | www.muelheim-kaerlich.de | 
Öffnungszeiten: Montag, Dienstag und Freitag 8  - 12 Uhr, Donnerstag 
8 - 12 Uhr und 14 - 18 Uhr 
 
 
 

 
Bekanntmachung in der Rubrik Stadt Mülheim-Kärlich 

 
Parkplatzsperrung anlässlich des Weihnachtsmarktes 

 im Stadtteil Kärlich in Zeit vom 13.12.2023 – 19.12.2023 
 
Am Samstag, dem 16.12.2023, findet in Mülheim-Kärlich, Stadtteil Kärlich ein 
Weihnachtsmarkt statt. Aus diesem Grunde werden die Parkplätze vor- und neben der 
Christohorus Grundschule in der Burgstraße von Mittwoch, 13.12.2023 08:00 Uhr, bis 
Dienstag, 19.12.2023, 22:00 Uhr, für Fahrzeuge aller Art voll gesperrt. 
 
Wir bitten um Beachtung. 
 
                                                                    
 Verbandsgemeindeverwaltung 
              Weißenthurm 
                                                            -als örtliche Ordnungsbehörde-    
 
 
  

mailto:info@muelheim-kaerlich.de
http://www.muelheim-kaerlich.de/
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Ortsgemeinde Sankt Sebastian 
 
Ortsbürgermeister Marco Seidl | Hauptstraße 10-12, 56220 St. 
Sebastian | Telefon: 0261 / 8135 | Fax: 0261 / 9887637 |  E-Mail: 
marco.seidl@vgwthurm.de | www.gemeinde-sankt-sebastian.de | 
Öffnungszeiten: Dienstag und Donnerstag 16 - 19 Uhr, Mittwoch 8 -11 
Uhr | Sprechstunde Ortsbürgermeister: Dienstag und Donnerstag 18 -
19 Uhr, Sprechstunde 1. Beigeordneter Hajo Reif Donnerstag 18 - 19 
Uhr oder nach Vereinbarung 
 

 

Aus der Arbeit des Ortsgemeinderates von St. Sebastian 
 
Am Donnerstag, 23.11.2023, fand eine Sitzung des Ortsgemeinderates von St. Sebastian 
statt, über deren Verlauf folgendes zu berichten ist: 
 
Ergänzungswahl für den Umlegungsausschuss 
Der Ortsgemeinderat hat einstimmig Ergänzungswahlen für den Umlegungsausschuss 
durchgeführt. 
 
Änderung der Geschäftsordnung; hier: Einführung von Hybridsitzungen 
Der Tagesordnungspunkt wurde vertagt. 
 
3. Änderung der Satzung über die Erhebung von Friedhofsgebühren der Ortsgemeinde 
Sankt Sebastian vom 08.10.2015 
Der Ortsgemeinderat hat die Satzungsänderung einstimmig beschlossen. Die 
Änderungssatzung tritt am Tag nach der öffentlichen Bekanntmachung in Kraft.  
 
Anpassung Hundesteuersatzung 
Der Ortsgemeinderat hat die Änderung der Hundesteuersatzung einstimmig beschlossen. 
 
Erlass einer Satzung zum Zwecke der Einführung wiederkehrender Beiträge für Feld-, 
Weinbergs- und Waldwege 
Der Ortsgemeinderat hat die Satzung über die Erhebung von Beiträgen für Feld-, Weinbergs- 
und Waldwege mit 15 Ja-Stimmen und einer Nein-Stimme beschlossen. 
 
Erlass einer neuen Ausbaubeitragssatzung zum Zwecke der Einführung des 
wiederkehrenden Straßenausbaubeitrages 
Der Ortsgemeinderat hat den Erlass der Satzung zur Erhebung von wiederkehrenden 
Beiträgen für den Ausbau von Verkehrsanlagen mit 15 Ja-Stimmen und einer Nein-Stimme 
beschlossen. 
 
Vergabe über die Erneuerung der Flutlichtanlage auf dem Sportplatz 
Der Ortsgemeinderat hat das Ergebnis zur Kenntnis genommen und einstimmig beschlossen, 
vorbehaltlich der abschließenden positiven Prüfung, den Auftrag über die Erneuerung der 
Fluchtlichtanlagen auf dem Sportplatz in St. Sebastian zum Angebotspreis von 30.813,38 € zu 
erteilen. Außerdem wurde die Verbandsgemeindeverwaltung Weißenthurm ermächtigt, den 
Auftrag im Namen der Ortsgemeinde zu erteilen. 
 
Aufhebung des Beschlusses vom 29.06.2023 über die Lindenbaumumzäunung mit 
Gabionenblöcken in der Grundschule 
Der Ortsgemeinderat hat den Sachverhalt zur Kenntnis genommen und einstimmig 
beschlossen, den Beschluss vom 29.06.2023 über die Lindenbaumumzäunung mit 
Gabionenblöcken in der Grundschule St. Sebastian aufzuheben. 

mailto:marco.seidl@vgwthurm.de
http://www.gemeinde-sankt-sebastian.de/
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Übertragung von Haushaltsermächtigungen aus 2023 zur Leistung freiwilliger 
Ausgaben während der haushaltslosen Zeit 2024 
Der Ortsgemeinderat hat einstimmig die Übertragung von Ermächtigungen aus dem 
Haushaltsjahr 2023 in das Haushaltsjahr 2024 zur Leistung freiwilliger Ausgaben 
entsprechend der vorgenannten Aufstellung beschlossen. 
 
 
 

Satzung über die Erhebung von Beiträgen für Feld-, Weinbergs- und Waldwege  
der Ortsgemeinde St. Sebastian vom 23.11.2023  

 

Der Ortsgemeinderat St. Sebastian hat auf Grund des § 24 der Gemeindeordnung (GemO) 
und der §§ 2, 7 und 11 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) in der jeweiligen zur Zeit 
gültigen Fassung folgende Satzung beschlossen, die hiermit bekannt gemacht wird: 
 
INHALTSÜBERSICHT: 

 
§ 1 

Erhebung von wiederkehrenden Beiträgen 
(1) Die Ortsgemeinde St. Sebastian erhebt wiederkehrende Beiträge für die 
Investitionsaufwendungen und die Unterhaltungskosten von Feld-, Weinbergs- und 
Waldwegen. 
(2) Beiträge nach dieser Satzung werden nicht erhoben, wenn die Kosten der 
Beitragserhebung außer Verhältnis zu dem zu erwartenden Beitragsaufkommen stehen.  
 

§ 2 
Beitragsgegenstand 

(1) Der Beitragspflicht unterliegen alle im Außenbereich (§ 35 BauGB) der Ortsgemeinde             
St. Sebastian gelegenen Grundstücke, die durch Feld-, Weinbergs- oder Waldwege 
erschlossen sind. 
(2) Ein Grundstück ist durch Feld-, Weinbergs- oder Waldweg erschlossen, wenn die 
tatsächliche und rechtliche Möglichkeit besteht, ein Grundstück oder einen Grundstücksteil zu 
Bewirtschaftungszwecken über diese Wege zu erreichen. Hierbei ist es unbeachtlich, ob es 
unmittelbar an einen Feld-, Weinbergs- oder Waldweg angrenzt oder nur mittelbar über andere 
Grundstücke erschlossen wird. 
 

§ 3 
Beitragsmaßstab  

Beitragsmaßstab ist die Grundstücksfläche. 
 

§ 4 
Beitragsschuldner 

Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigentümer 
des Grundstücks ist. 

§ 1 Erhebung von wiederkehrenden Beiträgen ................................................................................ 1 
§ 2 Beitragsgegenstand .................................................................................................................. 1 
§ 3 Beitragsmaßstab ....................................................................................................................... 2 
§ 4 Beitragsschuldner ..................................................................................................................... 2 
§ 5 Beitragsermittlung ..................................................................................................................... 2 
§ 6 Gemeindeanteil ......................................................................................................................... 2 
§ 7 Behandlung von Jagdpachtanteilen ........................................................................................... 2 
§ 8 Entstehung des Beitragsanspruchs ........................................................................................... 2 
§ 9 Fälligkeit .................................................................................................................................... 3 
§ 10 Vorausleistungen .................................................................................................................... 3 
§ 11 Öffentliche Last ....................................................................................................................... 3 
§ 12 In-Kraft-Treten ......................................................................................................................... 3 
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§ 5 
Beitragsermittlung 

Der Ermittlung des wiederkehrenden Beitrages werden die tatsächlichen jährlichen 
Investitionsaufwendungen und Unterhaltungskosten zugrunde gelegt (Jährlichkeitsprinzip). 
 

§ 6 
Gemeindeanteil 

Zur Abdeckung des Verkehrs, der nicht den Beitragsschuldnern zuzurechnen ist, 
insbesondere durch anderweitige, d. h. nicht land-, forst- und weinwirtschaftliche Nutzungen 
des Wegenetzes, welche einen spezifischen Unterhaltungsbedarf auslösen, wird ein 
Gemeindeanteil von 10 % festgesetzt. 

 
§ 7 

Behandlung von Jagdpachtanteilen 
(1) Von den beitragsfähigen Aufwendungen und Kosten sind Einnahmeüberschüsse aus der 
Jagdverpachtung und ähnlichem abzuziehen, die die Grundstückseigentümer, ihre 
Vereinigungen oder Körperschaften für die Herstellung, den Ausbau und die Unterhaltung der 
Feld-, Weinbergs- und Waldwege der Ortsgemeinde St. Sebastian zur Verfügung stellen, 
wenn nicht Auszahlungsansprüchen von Grundstückseigentümern entsprochen wird; 
anderenfalls ist nach Absatz 2 zu verfahren. 
(2) Werden der Ortsgemeinde St. Sebastian Einnahmeüberschüsse aus der Jagdverpachtung 
und ähnlichem nicht von allen Beitragsschuldnern zur Verfügung gestellt, so sind die der 
Ortsgemeinde St. Sebastian zufließenden Beiträge auf die Beiträge der Beitragsschuldner, die 
keine Auszahlungsansprüche gestellt haben, entsprechend anzurechnen. 

 
§ 8 

Entstehung des Beitragsanspruchs 
Der Beitragsanspruch entsteht mit Ablauf des 31. Dezember für das abgelaufene Jahr. 

 
§ 9 

Fälligkeit 
Die Beiträge werden durch schriftlichen Bescheid festgesetzt und 1 Monat nach Bekanntgabe 
des Beitragsbescheides fällig. 
 

§ 10 
Vorausleistungen 

(1) Ab Beginn des Erhebungszeitraumes können von der Ortsgemeinde St. Sebastian 
Vorausleistungen auf wiederkehrende Beiträge erhoben werden. 
(2) Die Vorausleistungen werden nach der voraussichtlichen Beitragshöhe für das laufende 
Jahr bemessen. 
 

§ 11 
Öffentliche Last 

Der Wegebeitrag nach dieser Satzung liegt als öffentliche Last auf dem Grundstück.  
 

§ 12 
In-Kraft-Treten 

Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 01.01.2024 in Kraft. 
 
St. Sebastian, den 23.11.2023  
 

    Ortsgemeinde St. Sebastian 
 

                                                                        (Siegel)                               Marco Seidl 
                 (Ortsbürgermeister) 
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Hinweis: 
Gemäß § 24 Abs. 6 der Gemeindeordnung (GemO) wird auf folgendes hingewiesen: 
Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes oder 
auf Grund dieses Gesetzes zustande gekommen sind, gelten ein Jahr nach der 
Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustande gekommen.  
Dies gilt nicht, wenn 

1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die 
Ausfertigung 

2. oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, oder vor Ablauf der in 
Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet oder 

3. jemand die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften gegenüber der 
Verbandsgemeindeverwaltung Weißenthurm unter Bezeichnung des Sachverhalts, der 
die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht hat.  

Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann auch nach Ablauf der 
in Satz 1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen. 
 
 
 

Satzung  
der Ortsgemeinde St. Sebastian 

über die Erhebung von Hundesteuer 
 

vom 23.11.2023 
 
Der Ortsgemeinderat St. Sebastian hat auf Grund des § 24 der Gemeindeordnung (GemO) in 
der Fassung vom 31.01.1994 (GVBL. S. 153) und der §§ 2 und 5 Abs. 3 des 
Kommunalabgabengesetzes (KAG) vom 20.06.1995 (GVBL. S. 175) die folgende Satzung 
beschlossen, die hiermit bekannt gemacht wird. 
 

§ 1 
Steuergegenstand, Entstehung der Steuer 

(1) Steuergegenstand ist das Halten von Hunden im Gemeindegebiet. 
 

(2) Die Steuer entsteht mit Beginn des Jahres, für das die Steuer festzusetzen ist. 
 

§ 2 
Steuerschuldner 

(1) Steuerschuldner ist der Halter des Hundes. Hundehalter ist, wer einen Hund in seinem 
Haushalt aufgenommen hat. 
 

(2) Als Halter gilt auch, wer einen Hund in Pflege oder Verwahrung genommen hat oder auf 
Probe oder zum Anlernen hält, wenn er nicht nachweisen kann, dass der Hund in einer 
anderen Gemeinde der Bundesrepublik bereits steuerlich erfasst ist. Die Steuerpflicht tritt 
in jedem Fall ein, sobald die Pflege, Verwahrung oder Haltung auf Probe oder zum 
Anlernen den Zeitraum von zwei Monaten überschreitet. 

 

(3) Alle in einen Haushalt aufgenommenen Hunde gelten als gemeinsam gehalten. Halten 
mehrere Personen gemeinsam einen Hund oder mehrere Hunde, so sind sie 
Gesamtschuldner im Sinne des § 44 der Abgabenordnung. 
 

§ 3 
Anzeigepflicht 

(1) Wer einen Hund hält, hat ihn binnen 14 Tagen nach Beginn der Haltung bei der 
Verbandsgemeindeverwaltung Weißenthurm anzumelden. Bei der Anmeldung sind 
1. Rasse 
2. Geburtsdatum 
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3. Herkunft und Anschaffungstag 
glaubhaft nachzuweisen. 

(2) Der bisherige Halter eines Hundes hat den Hund, der abgeschafft wurde, abhanden 
gekommen oder gestorben ist oder mit dem er wegzieht, innerhalb von 14 Tagen bei der 
Verbandsgemeindeverwaltung Weißenthurm abzumelden und die Hundesteuermarke 
zurückzugeben. Im Falle der Abgabe des Hundes sind bei der Abmeldung Name und 
Anschrift des Erwerbers anzugeben. Falls der Erwerber in einer anderen Gemeinde wohnt 
oder der Halter in eine andere Gemeinde umzieht, wird dies unterrichtet. 

(3)  Ändern sich die Voraussetzungen für eine Steuerermäßigung oder Steuerbefreiung, so 
hat der Hundehalter dies binnen 14 Tagen anzuzeigen. 

 
§ 4 

Beginn und Ende der Steuerpflicht 
(1) Die Steuerpflicht beginnt mit Anfang des auf die Aufnahme eines Hundes in einen 

Haushalt folgenden Monats, frühestens mit dem Monat, in dem er drei Monate alt wird. 
(2) Die Steuerpflicht endet mit Ablauf des Kalendermonats, in dem der Hund abgeschafft wird, 

abhandenkommt oder stirbt. Kann der genaue Zeitpunkt nicht nachgewiesen werden, 
endet die Steuerpflicht mit Ablauf des Monats nach Abmeldung. 

(3) Bei Wohnortswechsel eines Hundehalters beginnt die Steuerpflicht entsprechend Absatz 
1 und endet entsprechend Absatz 2 Satz 1.  
 

§ 5 
Steuersatz, Gefährliche Hunde 

(1) Der Steuersatz pro Hund wird jährlich in der Haushaltssatzung festgelegt. 
(2) Das Halten von gefährlichen Hunden wird gesondert besteuert. Der Steuersatz pro 

gefährlichen Hund wird ebenfalls jährlich in der Haushaltssatzung festgelegt. 
(3) Gefährliche Hunde sind 

1. Hunde, die sich als bissig erwiesen haben, 
2. Hunde, die durch ihr Verhalten gezeigt haben, dass sie Wild oder Vieh hetzen und 

reißen, 
3. Hunde, die in aggressiver oder Gefahr drohender Weise Menschen angesprungen 

haben und 
4. Hunde, die eine über das natürliche Maß hinausgehende Kampfbereitschaft, 

Angriffslust, Schärfe oder andere in ihrer Wirkung vergleichbare Eigenschaften 
entwickelt haben. 

(4) Bei Hunden der Rassen 
- Pit Bull Terrier 
- American Staffordshire Terrier und 
- Staffordshire Bullterrier 
sowie Hunden, die von einer dieser Rassen oder diesem Typ abstammen, wird die 
Eigenschaft als gefährlicher Hund unwiderlegbar vermutet. 

 
§ 6 

Festsetzung und Fälligkeit  
(1) Die Steuerschuld wird durch Abgabenbescheid als Jahressteuer festgesetzt. 
(2) Die Steuer wird erstmalig einen Monat nach dem Zugehen des Abgabenbescheides für 

die zurückliegende Zeit und dann vierteljährlich am 15. Februar, am 15. Mai, 15. August 
und 15. November mit jeweils einem Viertel des Jahresbetrages fällig. 

(3) Beginnt oder endet die Steuerpflicht im Laufe des Jahres, so ist die Steuer anteilsmäßig 
auf volle Kalendermonate zu berechnen. 

(4) Auf Antrag des Steuerschuldners kann die Hundsteuer abweichend von Abs. 2 am 1. 
Juli in einem Jahresbetrag entrichtet werden. Der Antrag soll spätestens bis zum 30. 
September des vorangehenden Kalenderjahres gestellt werden. 

(5) Für diejenigen Steuerschuldner die für das Kalenderjahr die gleiche Hundesteuer wie im 
Vorjahr zu entrichten haben, kann die Hundesteuer durch öffentliche Bekanntmachung 
festgesetzt werden. Für die Steuerschuldner treten mit dem Tage der öffentlichen 
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Bekanntmachung die gleiche Rechtswirkung ein, wie wenn ihnen an diesem Tag ein 
schriftlicher Steuerbescheid zugegangen wäre. 

 
§ 7 

Steuerbefreiung 
(1) Steuerbefreiung ist auf Antrag zu gewähren für das Halten von 

1. Assistenzhunden im Sinne des § 12e Abs. 3 Behindertengleichstellungsgesetz (BGG) 
mit Ausbildung und Zertifikat gem. §§ 12f und 12g BGG. Assistenzhunde nach § 3 
Abs. 1 der Assistenzhundeverordnung (AHundV) sind Blindenführhunde, Mobilitäts-
Assistenzhunde, Signal-Assistenzhunde, Warn- und Anzeige-Assistenzhunde sowie 
PSB-Assistenzhunde. Das Zertifikat in Form eines Ausweises nach § 22 Abs. 1 
AHundV gilt als Nachweis.  
Außerdem für Hunde, die zum Schutz und zur Hilfe blinder, gehörloser oder sonst 
völlig hilfloser Personen unentbehrlich sind. Die Blindheit, Gehörlosigkeit oder völlige 
Hilflosigkeit kann mit einem Schwerbehindertenausweis oder ärztlichen Gutachten 
nachgewiesen werden. 

2. Rettungshunden, die regelmäßig und uneingeschränkt im Bereich des Feuerwehr-, 
Sanitäts- oder Rettungsdienstes oder bei einer staatlich anerkannten und/oder im 
öffentlichen Katastrophenschutz tätigen Hilfsorganisation eingesetzt sind und die 
Ausbildung und Prüfung nach der „Dienstvorschrift für die Ausbildung und Prüfung von 
Rettungshunden der Feuerwehr-Facheinheiten Rettungshunde/Ortungstechnik 
(RHOT) bei den Feuerwehren in Rheinland-Pfalz“ oder die „Gemeinsame Prüfungs- 
und Prüferordnung für Rettungshundeteams gemäß DIN 13050“ oder eine 
vergleichbare Ausbildung und Prüfung mit Erfolg abgelegt haben. Die Ablegung der 
Ausbildung und Prüfung sowie der regelmäßige und uneingeschränkte Einsatz sind 
die auf Anforderung von der betreibenden Organisation schriftlich nachzuweisen. 

3. Hunden, die aus Gründen des Tierschutzes vorübergehend in Tierheimen oder 
ähnlichen Einrichtungen untergebracht sind. 

4. Schweißhunde von anerkannten Führerinnen und Führern im Sinne des § 35 Abs. 4 
Landesjagdgesetz. 

(2) Hunde, für die nach Abs. 1 Steuerbefreiung gewährt wird, sind bei der Bemessung der 
Steuer für zu versteuernde Hunde nicht in Ansatz zu bringen. 

(3) In den Fällen des Abs. 1 Nr. 1 wird die Steuerbefreiung nur für einen Hund gewährt. 
(4) Für Hunde, die als gefährlicher Hund im Sinne von § 5 Abs. 3 ff. zu versteuern sind, wird 

keine Steuerfreiheit gewährt. 
 

§ 8 
Steuerermäßigung 

(1) Die Steuer ist auf Antrag des Steuerpflichtigen auf die Hälfte zu ermäßigen für das Halten 
von Hunden, die zur Bewachung von Gebäuden, welche von dem nächsten bewohnten 
Gebäude in mehr als 200 m Luftlinie entfernt liegen, erforderlich sind, jedoch für höchstens 
zwei Hunde. 

(2) Von dieser Ermäßigung sind gefährliche Hunde gem. § 5 Abs. 3 ff. ausgenommen. 
(3) Werden von einem Hundehalter neben Hunden, für welche die Steuer nach Abs. 1 

ermäßigt wird, voll zu versteuernde Hunde gehalten, so gelten diese für die Bemessung 
der Steuer als zweite oder weitere Hunde. 

 
§ 9 

Allgemeinde Bestimmungen für die Steuerbefreiung und Steuerermäßigung 
(1) Die Steuerbefreiung oder Steuerermäßigung wird wirksam mit dem Beginn des auf die 

Antragsstellung folgenden Monats. 
(2) Steuerbefreiung oder Steuerermäßigung wird nur gewährt, wenn 

1. die Hunde, für den angegebenen Verwendungszweck geeignet sind; dies kann von 
der Vorlage eines entsprechenden Nachweises abhängig gemacht werden, 

2. der Halter der Hunde in den letzten fünf Jahren nicht wegen eines Vergehens gegen 
tierschutzrechtliche Bestimmungen belangt wurde, 
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3. für die Hunde geeignete, den Erfordernissen des Tierschutzes entsprechende 
Unterkunftsräume vorhanden sind, 

4. in den Fällen des § 7 Abs. 1. Nr. 3 ordnungsgemäß Bücher über den Bestand, den 
Erwerb, die Veräußerung und die Abgänge der Hunde geführt und auf Verlangen 
vorgelegt werden. 

 
§ 10 

Überwachung der Anzeigepflicht 
(1) Für jeden Hund wird eine Hundesteuermarke ausgegeben, die außerhalb der Wohnung 

oder des befriedeten Grundbesitzes sichtbar vom Hund zu tragen ist. Andere 
Gegenstände, die der Steuermarke ähnlich sehen, dürfen dem Hund nicht angelegt 
werden. Bei Verlust der Steuermarke wird auf Antrag eine Ersatzmarke ausgehändigt. Bei 
der Abmeldung des Hundes ist die Steuermarke an die Verbandsgemeindeverwaltung 
Weißenthurm zurückzugeben. 

(2) Die Gemeinde kann in Abständen von mindestens einem Jahr im Gemeindegebiet 
Hundebestandsaufnahmen durchführen. Dabei können folgende Daten erhoben werden: 

1. Name und Anschrift des Hundehalters 
2. Anzahl der gehaltenen Hunde 
3. Herkunft und Anschaffungstag 
4. Geburtsdatum 
5. Rasse. 

 
§ 11 

Ordnungswidrigkeiten 
(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 16 KAG handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig 

1. als Hundehalter entgegen § 3 Abs. 1 einen Hund nicht, oder nicht rechtzeitig oder 
fehlerhaft anmeldet, 

2. als Hundehalter entgegen § 3 Abs. 2 einen Hund nicht oder nicht rechtzeitig abmeldet 
und/oder die Hundesteuermarke nicht zurückgibt., 

3. als Hundehalter entgegen §3 Abs. 3 die Veränderung der Voraussetzungen für eine 
Steuerermäßigung oder Steuerbefreiung nicht rechtzeitig anzeigt, 

4. als Hundehalter entgegen § 10 Abs. 1 einen Hund außerhalb seiner Wohnung oder 
seines umfriedeten Grundbesitzes ohne sichtbar befestigte gültige Steuermarke 
umherlaufen lässt oder dem Hund andere Gegenstände, die der Steuermarke ähnlich 
sind, anlegt, 

5. die Auskunftspflicht verletzt, die im Zusammenhang mit der Hundebestandsaufnahme 
gemäß § 10 Abs. 2 gegeben ist. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu zehntausend Euro geahndet 
werden. 

 
§ 12  

In-Kraft-Treten 
(1) Diese Satzung tritt am 01.01.2024 in Kraft. 
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung der Ortsgemeinde St. Sebastian über die Erhebung der 

Hundesteuer vom 29.06.2017 außer Kraft. 
 
St. Sebastian, den 23.11.2023 
Ortsgemeindeverwaltung St. Sebastian 
Marco Seidl 
Ortsbürgermeister 
 
 
Hinweis:  
Gemäß § 24 Abs. 6 der Gemeindeordnung (GemO) wird auf folgendes hingewiesen: 
Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung oder auf Grund der Gemeindeordnung zustande gekommen sind, gelten 
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ein Jahr nach der Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustande gekommen. Dies gilt 
nicht, wenn 

1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die 
Ausfertigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, oder 

2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss 
beanstandet oder jemand die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften 
gegenüber der Verbandsgemeinde unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die 
Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht hat. 

Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann auch nach Ablauf der 
in Satz 1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen. 
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Ortsgemeinde Urmitz / Rhein 

 
Ortsbürgermeister Norbert Bahl Les-Noes-Platz 1, 56220 Urmitz / 
Rhein | Telefon: 02630 / 7048 | Fax: 02630 / 969361 | E-Mail: 
info@urmitz.de | www.urmitz.de | Öffnungszeiten: Montag und 
Donnerstag 17 - 19 Uhr, Mittwoch 17 - 19 Uhr nach Vereinbarung 
 
 
 
 

 
 

Keine Bekanntmachungen 
 

mailto:info@urmitz.de
http://www.urmitz.de/
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Stadt Weißenthurm 

 
Stadtbürgermeister Gerd Heim | Hauptstraße 185, 56575 
Weißenthurm | Telefon: 02637 / 92020 | Fax: 02637 / 920222 | E-Mail: 
info@weissenthurm.de | www.weissenthurm.de | Öffnungszeiten: 
Montag bis Freitag 8 - 12 Uhr | Sprechstunde Stadtbürgermeister: 
Dienstag und Donnerstag nach Vereinbarung  
 
 

 

 
 

Aus der Arbeit des Haupt- und Finanzausschusses der Stadt Weißenthurm 
 
Am Donnerstag, 23.11.2023, fand eine Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses der Stadt 
Weißenthurm statt, über deren Verlauf folgendes zu berichten ist: 
 
Vorstellung einer möglichen Nutzung eines Teiles des Langschiffes der katholischen 
Pfarrkirche für ein Museum 
Der Haupt- und Finanzausschuss hat die Verwaltung einstimmig beauftragt, zusammen mit 
dem Geschichtsverein und der Pfarreiengemeinschaft ein Konzept zu erstellen und mögliche 
Kosten zu ermitteln. 
 
Anpassung Hundesteuersatzung 
Der Haupt- und Finanzausschuss hat dem Stadtrat einstimmig empfohlen, die 
Hundesteuersatzung zu beschließen. 
 
Aufgabenverteilung Beigeordnete 
Der Tagesordnungspunkt wurde abgesetzt. 
 
Finanzierung "Thurer Mittagstisch" 
Der Haupt- und Finanzausschuss hat dem Stadtrat einstimmig empfohlen, im Haushalt 2024 
5.000,-€ für den Thurer Mittagstisch einzustellen. 
 
Leistung von Zuschüssen im Rahmen der Städtepartnerschaft Weißenthurm-Courrières 
Der Haupt- und Finanzausschuss hat dem Stadtrat einstimmig empfohlen, die finanziellen 
Zuschüsse der Städtepartnerschaft Weißenthurm-Courrières im Rahmen der verfügbaren 
Haushaltsmittel, zu beschließen, mit der Begrenzung auf 10.000,00 € maximal. 
 
 

mailto:info@weissenthurm.de
http://www.weissenthurm.de/

